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Sachgebiet 801 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

lila 2 -366/72 


Bonn, den 16. Februar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Betriebsverfassungsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Niegel und 
Genossen 

- Drucksache VI/3096 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundesregie- 
rung wie folgt; 


Nach einer Meldung des „Handelsblattes" vom 7./8. Januar 1972 
soll der Vorsitzende in einem Einigungsstellenverfahren - in dem 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat die Frage strittig war, ob die 
Arbeitnehmer ihren Urlaub geschlossen nehmen dürfen oder nicht - 
für seine Bemühungen, die ihn einen längeren Nachmittag bean- 
spruchten, die Summe von 120 000 DM gefordert haben, was einen 
Stundenlohn von rund 15 000 DM ausmacht. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Entspricht diese Meldung der Wahrheit? 

Die Bundesregierung kann die Richtigkeit der Meldung im 
Handelsblatt vom 7./8. Januar 1972 nicht bestätigen. Nach fern- 
mündlicher Auskunft des beteiligten Unternehmens soll die in 
der Meldung genannte Höhe der geforderten Vergütung für 
den Vorsitzenden der Einigungsstelle auf einem offenbaren 
Mißverständnis beruhen. Die Angelegenheit sei inzwischen im 
Einverständnis aller Beteiligten erledigt. Dem Vorsitzenden der 
Einigungsstelle sei eine in Anlehnung an die Gebühren der 
Rechtsanwaltsgebührenordnung berechnete Vergütung gezahlt 
worden, über die Höhe der gezahlten Vergütung wurde keine 
Auskunft erteilt. 


2. Kann sie Beispiele für bisher vereinbarte Honorare geben? 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich nicht in der Lage, Bei- 
spiele für bisher vereinbarte Honorare der Mitglieder der Eini- 
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gungsstelle mitzuteilen. Ihr stehen hierüber keine Unterlagen 
zur Verfügung, insbesondere weil die an einem Verfahren vor 
der Einigungsstelle Beteiligten im allgemeinen Stillschweigen 
über die gezahlte Vergütung bewahren. Soweit sich Gerichts- 
urteile mit den an die Mitglieder der Einigungsstelle zu zahlen- 
den Vergütungen befaßt haben, ist die Festsetzung in der Regel 
in Anlehnung an die Gebühren der Rechtsanwaltsgebührenord- 
nung erfolgt; so hat z. B. nach dem Tatbestand des Urteils des 
Bundesarbeitsgerichts vom 18. April 1967 - 1 ABR 11/66, vgl. 
AP Nummer 7 zu § 39 Betriebsverfassungsgesetz - der Vor- 
sitzende der Einigungsstelle bei einem Geschäftswert von 
30 000 DM Sechsundzwanzigzehntel der einfachen Anwalts- 
gebühren 1 300 DM erhalten. 


3. Welche Kostenbelastung schätzt sie insgesamt für die Wirtschaft 
voraus? 


Eine Vorausschätzung der durch die Tätigkeit der Einigungs- 
stellen der Wirtschaft insgesamt entstehenden Belastung ist der 
Bundesregierung nicht möglich. Zum einen sind ihr die Verein- 
barungen über die Höhe der an die Mitglieder der Einigungs- 
stellen zu zahlenden Vergütungen nicht bekannt, zum anderen 
ist auch nicht absehbar, wie häufig Einigungsstellen nach dem 
neuen Betriebsverfassungsgesetz angerufen werden. Die Bun- 
desregierung geht jedoch davon aus, daß Meinungsverschie- 
denheiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat in aller Regel 
durch Verhandlungen beigelegt werden und die Einigungsstelle 
- entsprechend den praktischen Erfahrungen mit dem Betriebs- 
verfassungsgesetz 1952 “ nur in Ausnahmefällen angerufen 
werden wird. 


4. Ist eine Gebührenordnung, und wenn ja, mit welchen Gebühren- 
sätzen, für die Vorsitzer und Beisitzer der Einigungsstellen vor- 
gesehen? 


Der für die Beratung des Betriebsverfassungsgesetzes vom 
5. Januar 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 13) federführende Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bundestages 
hat in seinem Schriftlichen Bericht (vgl. zu Drucksache VI/2729, 
S. 10) unter anderem ausgeführt, daß er es für sachgerecht halte, 
die Festlegung der Vergütung für die Tätigkeit der Mitglieder 
der Einigungsstelle durch Gesetz näher zu regeln; er hat des- 
halb eine entsprechende Vorlage der Bundesregierung ange- 
regt. Entsprechend dieser Anregung sind vorbereitende Ge- 
spräche zwischen den beteiligten Ministerien aufgenommen 
worden mit dem Ziel, die durch die Anrufung der Einigungs- 
stelle entstehenden Kosten für die Arbeitgeber in einem an- 
gemessenen Rahmen zu halten. 
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5. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß unzumut- 
bare und untragbare Kostenbelastungen durch überhöhte 
Honorarforderungen insbesondere finanzschwachere Unterneh- 
men veranlassen könnten, auf den Spruch der Einigungsstelle 
und damit auf die Einschaltung der im Betriebsverfassungsgesetz 
vorgesehenen Stellen zu verzichten? 

Die Bundesregierung teilt diese Sorge nicht. Sie ist der Auf- 
fassung, daß auch künftig Arbeitgeber und Betriebsrat das Ge- 
bot zur vertrauensvollen Zusammenarbeit und die Verpflich- 
tung, über strittige Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung 
zu verhandeln, beachten und danach handeln werden. Sie ist 
ferner der Auffassung, daß die Anrufung der Einigungsstelle 
deshalb wie bisher die Ausnahme bleiben wird. Im übrigen soll 
die vorgesehene Kostenregelung dazu beitragen, daß unzumut- 
bare und untragbare Belastungen durch überhöhte Honorarfor- 
derungen vermieden werden. 


Walter Ahrendt 



